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Einleitung und Darstellung der Untersuchung

Mit Beginn der 18. Legislaturperiode im Jahr 2013 beschlossen die
Regierungsparteien der CDU, CSU und SPD in ihrem Koalitionsver‐
trag das Recht der Vermögensabschöpfung grundlegend zu reformie‐
ren. Beabsichtigt war unter anderem, für Vermögen von unklarer Her‐
kunft eine verfassungskonforme Beweislastumkehr einzuführen. Dem‐
entsprechend sollten nicht mehr die Strafverfolgungsbehörden den
illegalen Erwerb von Vermögenswerten nachweisen müssen, um die
Vermögensabschöpfung betreiben zu können. Vielmehr sollte der Be‐
troffene den Beweis über den legalen Erwerb eines Gegenstandes er‐
bringen müssen, um eine drohende Abschöpfung abzuwenden.1 Zur
Umsetzung der Vereinbarungen des Koalitionsvertrages hat der Bun‐
destag am 13. April 2017 das Gesetz zur Reform der strafrechtlichen
Vermögensabschöpfung beschlossen.2 Es ist am 1. Juli 2017 in Kraft
getreten und hat die bisherigen Regelungen zur Vermögensabschöp‐
fung im Strafrecht umfassend neugestaltet. Als eine von vielen Ände‐
rungen wurde eine neue Form der selbstständigen Einziehung in § 76a
Abs. 4 StGB eingeführt. Die Vorschrift richtet sich gegen Vermögen
unklarer Herkunft und eröffnet erstmals im deutschen Recht die Mög‐
lichkeit, Vermögen abzuschöpfen, ohne dass weder ein Bezug zu einer
konkreten Straftat hergestellt noch der von der Einziehung Betroffene
wegen einer solchen verurteilt werden muss.
Die Reform der strafrechtlichen Vermögensabschöpfung ist jedoch
von vielseitiger Kritik begleitet worden. Schon der dem Gesetz zugrun‐
de liegende Referentenentwurf des Bundesministeriums für Justiz und

1 Vgl. Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD „Deutschlands Zukunft Ge‐
stalten“ vom 16. Dezember 2013, S. 103.

2 BGBl. (2017) I, S. 872 ff.
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Verbraucherschutz3 sowie der Gesetzesentwurf der Bundesregierung4

stießen auf Ablehnung.5 Mit Verabschiedung der Gesetzesänderung
bestehen die geäußerten Kritiken fort.6 Neben Beanstandungen an
der Praxistauglichkeit der neuen Regelungen bestehen vor allem ver‐
fassungsrechtliche Bedenken. Diese richten sich vielfach gegen § 76a
Abs. 4 StGB. Wesentliche Kritikpunkte sind hierbei die Unvereinbar‐
keit mit der Unschuldsvermutung und dem Schuldprinzip sowie ein
Verstoß gegen die Eigentumsgarantie in Art. 14 GG.7

Auch wenn mit § 76a Abs. 4 StGB ein neues Abschöpfungsinstrument
im deutschen Recht geschaffen wurde, stellt dieses im internationa‐
len Vergleich kein Novum mehr dar. Denn in anderen Rechtsordnun‐
gen existieren bereits seit längerem entsprechende Regelungen, wo‐
nach Vermögen unklarer Herkunft ohne konkreten Bezug zu einer
Straftat und ohne Verurteilung des Betroffenen abgeschöpft werden
kann. Diese Form der Vermögensabschöpfung ist im internationalen
Sprachgebrauch allgemein als non-conviction-based confiscation oder
civil forfeiture bekannt.8 Der Gesetzgeber ordnet § 76a Abs. 4 StGB
ausdrücklich dieser Gruppierung zu und hält die Vorschrift explizit
mit den entsprechenden Regelungen des angloamerikanischen und
italienischen Rechts für vergleichbar. Worin aber genau die Gemein‐
samkeiten bestehen sollen, wird indes nicht näher erläutert. Dennoch
dient dieser Vergleich dem Gesetzgeber als Anknüpfungspunkt, um
die Verfassungskonformität von § 76a Abs. 4 StGB sowie dessen Ver‐

3 Ref-E., abrufbar unter:
https://www.bmjv.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/DE/Reform_strafrechtli
chen_Vermoegensabschoepfung.html (zuletzt abgerufen am 30. Mai 2021).

4 BT-Drs. 18/9525.
5 Vgl. Gebauer, ZRP 2016, 101 ff.; Löffelmann, R+P 2016, 1 ff.; Frind, NZI 2016,

674 ff.; Maciejewski/Schumacher, DStR 2016, 2553 ff.; DAV 30/2016 u. 59/2016;
BRAK 15/2016 u. 39/2016; Strafv. 05/2016 u. 09/2016; Meißner, Stellungnahme
2016; WisteV, Stellungnahme 2016.

6 Vgl. Köllner/Mück, NZI 2017, 593 ff.; Meißner, KriPoZ 2017, 237 ff.; Schubert, GRUR-
Prax 2017, 298 f.; Schilling/Corsten/Hübner, StrFo 2017, 305 ff.; Trüg, NJW 2017,
1913 ff.; Hinderer/Blechschmidt, NZWiSt 2018, 251 ff.; Schilling/Hübner, StV 2018,
49 ff.

7 Vgl. Matt/Renzikowski/Altenhain/Fleckenstein, § 76a, Rn. 8 ff.; Rönnau/Begemeier,
JZ 2018, 443, 447 ff.; Trüg, NJW 2017, 1913, 1918; Köllner/Mück, NZI 2017, 593,
598; Meißner, KriPoZ 2017, 237, 242; Rönnau/Begemeier, NZWiSt 2016, 260, 264.

8 Meyer, ZStW 2015, 241, 258 f.
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einbarkeit mit der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK)
zu betonen.9

Im Rahmen dieser Arbeit gilt es der Frage auf den Grund zu gehen,
ob die Einschätzung des Gesetzgebers zutreffend ist und § 76a Abs. 4
StGB tatsächlich im Einklang mit verfassungsrechtlichen und auch
europarechtlichen Grundsätzen steht. Um diese Frage jedoch fundiert
beantworten zu können, bedarf es zunächst einer materiell- und ver‐
fahrensrechtlichen sowie rechtsvergleichenden Analyse, um etwaige
in verfassungsrechtlicher Hinsicht relevante Besonderheiten von § 76a
Abs. 4 StGB zu identifizieren und um auf Grundlage der gewonne‐
nen Ergebnisse die Rechtsnatur von § 76a Abs. 4 StGB bestimmen
zu können. Die Bestimmung der Rechtsnatur ist wiederum erforder‐
lich, um den verfassungsrechtlichen Prüfungsmaßstab festzulegen, an
dem § 76a Abs. 4 StGB zu messen ist. Denn das Schuldprinzip und
die Unschuldsvermutung finden lediglich Anwendung, wenn § 76a
Abs. 4 StGB einen Strafcharakter aufweist. Verfolgt die Vorschrift le‐
diglich präventiv-vermögensordnende Ziele, wie es sie das Bundesver‐
fassungsgericht 2004 beim erweiterten Verfall und in seiner aktuellen
Entscheidung aus Februar 2021 zur rückwirkenden Anwendung der
neuen Gesetzeslage durch Art. 316h EGStGB bei der Abschöpfung
von Taterträgen festgestellt hat, finden beide Prinzipien keine Anwen‐
dung.10

Um die aufgeworfenen Aspekte sowie § 76a Abs. 4 StGB in den Ge‐
samtkontext einordnen zu können, erfolgt zunächst eine allgemeine
Einführung zur Bedeutung der Vermögensabschöpfung sowie eine
Darstellung ihrer Entwicklung im StGB (s. Teil I). In einem zweiten
Schritt wird § 76a Abs. 4 StGB unter materiell- und verfahrensrecht‐
lichen Gesichtspunkten analysiert (s. Teil II). Anschließend erfolgt
eine rechtsvergleichende Analyse, inwieweit die Regelung mit dem
US-amerikanischen Recht als größtem Vertreter des anglo-amerika‐
nischen Rechtskreises und den italienischen Vorschriften zur Vermö‐
gensabschöpfung vergleichbar ist (s. Teil III). Unter Berücksichtigung
der zuvor gewonnenen Erkenntnisse wird die Rechtsnatur von § 76a
Abs. 4 StGB bestimmt (s. Teil IV). Abschließend erfolgt eine Untersu‐

9 BT-Drs. 18/9525, S. 58.
10 Vgl. BVerfGE 110, 1 ff; BVerfG, Beschluss vom 10. Februar 2021 – 2 BvL 8/19.
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chung über die Vereinbarkeit der Norm mit dem Grundgesetz sowie
der EMRK unter Berücksichtigung der bisherigen Rechtsprechung
des BVerfG und des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte
(EGMR) sowie der bislang in der Literatur geäußerten Kritiken (s. Teil
V).
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Die Bedeutung der Vermögensabschöpfung
und ihre Entwicklung im StGB

Die Bedeutung der Vermögensabschöpfung

Warum wird Vermögen abgeschöpft?

Eine Vielzahl von Straftaten (Vermögensdelikte, Betäubungsmittelde‐
likte etc.) werden aus der Motivation heraus begangen, sich wirtschaft‐
lich zu bereichern und dadurch den eigenen Lebensstil aufzuwerten.
Die klassische Bestrafung eines Täters im Wege der Geld- oder Frei‐
heitsstrafe führt dabei nicht immer zu dem gewünschten Effekt, den
Täter oder andere potentielle Täter von der Begehung weiterer Strafta‐
ten abzuhalten, wenn aus der Straftat erlangtes Vermögen beim Täter
verbleibt. Denn dann erweisen sich Straftaten trotz Bestrafung unter
finanziellen Gesichtspunkten als lohnenswert (Crime does pay).11

Einem solchen Effekt entgegenzuwirken, ist Aufgabe und Zielsetzung
der Vermögensabschöpfung. Vermögen, welches einen Bezug zu Straf‐
taten aufweist, soll dem Täter entzogen werden, um ihm und ande‐
ren potentiellen Tätern den finanziellen Anreiz zur Begehung von
(weiteren) Straftaten zu nehmen (Crime should not pay). Ferner sol‐
len durch die Vermögensabschöpfung die finanziellen Ressourcen von
Kriminellen ausgetrocknet und die Strukturen krimineller Organisa‐
tionen nachhaltig bekämpft werden. Als positiver Nebeneffekt kann
darüber hinaus entzogenes Vermögen Opfern von Straftaten sowie der
Allgemeinheit zugutekommen und der Gesellschaft auf diesem Wege
gezeigt werden, dass die Strafverfolgungsbehörden in ihrem Interesse
arbeiten.12

Teil 1: 

A.

I.

11 Vgl. Rui/Sieber/Rui, Non-conviction-based confiscation in Europe, S. 1.
12 Vgl. Rui/Sieber/Cassella, Non-conviction-based confiscation in Europe, S. 13 f.
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Welches Vermögen wird abgeschöpft?

Zur Erreichung der vorstehend beschriebenen Ziele richtet sich die
Vermögensabschöpfung gegen unterschiedliche Vermögenswerte. All‐
gemein wird zwischen Erträgen, Instrumenten, Produkten und Objek‐
ten einer Straftat differenziert. Bei Taterträgen handelt es sich um
das Tatentgelt oder den Tatgewinn.13 Tatinstrumente werden zur Be‐
gehung oder Vorbereitung einer Straftat verwendet oder waren hier‐
für bestimmt.14 Tatprodukte sind das unmittelbare Ergebnis einer
Tathandlung.15 Tatobjekte (sog. Beiziehungsgegenstände) sind in Ab‐
grenzung zu Instrumenten und Produkten „notwendige Gegenstände
der Tat selbst“.16

Wie wird Vermögen abgeschöpft?

Es existieren unterschiedliche Möglichkeiten, die genannten Vermö‐
genswerte abzuschöpfen. Der klassische Weg ist, die Vermögensab‐
schöpfung im Rahmen eines Strafurteils zu betreiben. Wird eine Per‐
son als Täter oder Teilnehmer wegen einer bestimmten Tat verurteilt,
können die Vermögenswerte, die in Zusammenhang mit dieser Tat ste‐
hen, durch eine entsprechende Anordnung im Strafurteil abgeschöpft
werden (sog. ad personam Verfahren). Diese Form der Vermögensab‐
schöpfung findet sich in nahezu jeder Rechtsordnung wieder. Denn
auf dessen Einführung konnte sich die internationale Staatengemein‐
schaft für bestimmte Straftaten durch die beiden UN-Abkommen
UNTOC (United Nations Convention against transnational organized
crime) und UNCAC (United Nations Convention against Corruption) in
den Jahren 2000 und 2003 verständigen. Die Abkommen sind mittler‐
weile von über 180 Ländern ratifiziert worden.
Eine weitere Möglichkeit ist die selbstständige Anordnung der Vermö‐
gensabschöpfung ohne eine vorausgegangene Verurteilung des Täters.

II.

III.

13 Berg, S. 13.
14 Fischer, § 74, Rn. 10 ff.
15 Fischer, § 74, Rn. 9.
16 Fischer, § 74, Rn. 16.
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Dies umfasst Fälle, in denen der Täter oder Teilnehmer grundsätzlich
wegen einer Straftat überführt sowie ein konkreter Bezug zwischen
Vermögen und dieser Tat hergestellt werden kann, die Verurteilung
aber aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen (z.B. Tod, Verjährung,
Schuldunfähigkeit etc.) scheitert.
Von der selbstständigen Vermögensabschöpfung abzugrenzen, ist die
einleitend beschriebene non-conviction-based confiscation als dritte
Möglichkeit der Vermögensabschöpfung. Hierfür bedarf es weder
einer Überführung des Täters oder Teilnehmers wegen einer Straftat
noch einer konkreten Zuordnung des betroffenen Vermögensgegen‐
standes zu einer bestimmten Straftat. Es genügt die kriminalistische
Erfahrung und eine Betrachtung der Gesamtumstände, die den Schluss
zulassen, dass es sich um strafrechtlich relevantes Vermögen handelt.
Das Verfahren soll sich dabei nicht gegen eine bestimmte Person wen‐
den, sondern gegen den Vermögensgegenstand selbst (sog. ad rem Ver‐
fahren).17 Anders als die klassische Form der Vermögensabschöpfung
in einem Strafurteil ist die non-conviction-based confiscation nicht in
jeder Rechtsordnung vorzufinden.18 Mit § 76a Abs. 4 StGB existiert ein
solches Instrumentarium jedoch nunmehr seit Juli 2017 im deutschen
Recht.

Historie der Vermögensabschöpfung im deutschen Recht

Das Recht der Vermögensabschöpfung bis 1975

Bis zur Einführung von § 76a Abs. 4 StGB war das Recht zur Ver‐
mögensabschöpfung einem stetigen Wandel unterworfen. Denn die
grundsätzliche Idee, deliktisches Vermögen abzuschöpfen, stellt keine
neumodische Erscheinung dar. Die Vermögensabschöpfung hat ihre
Ursprünge im Römischen Recht19 und war bereits Bestandteil diver‐

B.

I.

17 Meyer, ZStW 2015, 241, 258 f.
18 Die EU Kommission hat jedoch mit der Verordnung 2018/1805 vom 14. Novem‐

ber 2018 die gegenseitige Anerkennung von strafrechtlichen non-conviction-based
confiscation Entscheidungen geregelt, vgl. Amtsblatt der Europäischen Union I, L
303/1, Erwägungsgrund 13.

19 Vgl. Eser, Sanktionen, S. 13 ff.
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ser deutscher Strafrechtskodifikationen des Mittelalters sowie des 18.
und 19. Jahrhunderts.20 In der Folge fand die Vermögensabschöpfung
auch Eingang in das erste Strafgesetzbuch von 1871 (Reichsstrafgesetz‐
buch).21

Das RStGB differenzierte anfänglich zwischen zwei Rechtsinstituten:
dem Verfall und der Einziehung. Der Verfall war lediglich als Spezi‐
alnorm im Bereich der Bestechungsdelikte ausgestaltet, wonach die
erhaltenen bzw. gewährten Vorteile einer Tat für verfallen erklärt wer‐
den konnten (vgl. § 335 RStGB a. F.22). Die Einziehung war hingegen
allgemein auf vorsätzlich begangene Verbrechen und auf alle Vergehen
anwendbar. Allerdings konnten zunächst lediglich Tatinstrumente und
Tatprodukte im Rahmen eines Strafurteils eingezogen werden, wenn
sie im Eigentum des Täters oder Teilnehmers standen (vgl. § 40 RStGB
a. F.).23 1968 wurde dieser Anwendungsbereich auf alle Verbrechen
erweitert und Tatprodukte und Tatinstrumente konnten beim Besitzer
ungeachtet der Eigentümerstellung eingezogen werden, wenn sie die
Allgemeinheit gefährdeten oder die Gefahr bestand, dass die Gegen‐
stände für weitere Straftaten verwendet werden. Zudem durfte die
Einziehung bei fahrlässigen Taten sowie von Tatobjekten angeordnet
werden, wenn besondere Vorschriften dies zuließen (vgl. § 40 Abs. 4
StGB a. F.). Zusätzlich wurde die Einziehung bei Dritten mit positiver
Kenntnis der zugrundliegenden Umstände oder bei einem leichtferti‐
gem Beitrag zur Tat (vgl. § 40a StGB a. F.), die Wertersatzeinziehung
sowie die nachträgliche Einziehung (für beides vgl. § 40c StGB a. F.)
und eine Härtefall- und Entschädigungsklausel (vgl. §§ 40b, 41c StGB
a. F.) eingeführt.24

Neben der verurteilungsabhängigen Vermögensabschöpfung enthielt
das RStGB bereits seit 1871 die Möglichkeit der verurteilungsunab‐

20 z.B. Artikel 444 des bayerischen Strafgesetzbuches von 1813, §§ 309, 310 des preu‐
ßischen Strafgesetzbuches von 1851 und § 335 des Strafgesetzbuches des Nord‐
deutschen Bundes von 1870. Hierzu ausführlich: Güntert, S. 2 f.; Eser, Sanktionen,
S. 18 ff.

21 RGBl. (1871), S. 127 ff.
22 Die Vorschrift wurde aus dem Strafgesetzbuch des Norddeutschen Bundes über‐

nommen, vgl. Güntert, S. 3.
23 Schwarz/Dreher, § 40, S. 122, § 41, S. 125.
24 Siehe Einführungsgesetz zum Gesetz über Ordnungswidrigkeiten vom 24. Mai

1968, BGBl. (1968) I, S. 503 ff.
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hängigen selbstständigen Einziehung (§ 42 RStGB a. F). Sie wurde an‐
geordnet, wenn die Verfolgung oder Verurteilung einer Person nicht
ausführbar war. Die Nichtausführbarkeit konnte auf tatsächlichen oder
rechtlichen Gründen beruhen.25 1968 wurde die Regelung dahinge‐
hend differenziert, dass die selbstständige Einziehung grundsätzlich
nur noch im Falle tatsächlicher Hinderungsgründe (z.B. Auslands‐
flucht des Täters) uneingeschränkt anzuordnen war, und wenn die
Voraussetzungen, unter denen die Maßnahme vorgeschrieben oder zu‐
gelassen war, im Übrigen vorlagen (vgl. § 42 Abs. 1 StGB a. F.). Bei
Vorliegen rechtlicher Hinderungsgründe (Strafklageverbrauch) war
die Einziehung hingegen nur zulässig, wenn die Gegenstände nach
ihrer Art und den Umständen die Allgemeinheit gefährdeten oder die
Gefahr bestand, dass sie der Begehung einer Straftat dienen werden.
Zudem wurde die Einziehung für die Fälle ausgeschlossen, in denen
ein Antrag, die Ermächtigung, das Strafverlangen oder die Anordnung
bzw. die Zustimmung zur Strafverfolgung fehlten (vgl. § 42 Abs. 2
StGB a. F.).26 Durch eine zweite Gesetzesänderung 1968 wurde die
Vorschrift in § 41b Abs. 1, 2 StGB a. F. normiert und um § 41b Abs. 3
StGB a. F. ergänzt, wonach § 41b Abs. 1 StGB a. F. auch bei Absehen
von Strafe oder bei Einstellung des Verfahrens anzuwenden war.27

Bei der selbstständigen Einziehung handelte es sich indes nicht um
ein Instrument der non-conviction-based confiscation. Denn mit der
Gesetzesänderung von 1968 wurde klargestellt, dass es lediglich keiner
Verurteilung des Betroffenen bedarf. Alle weiteren Einziehungsvoraus‐
setzungen, einschließlich der Zuordnung von Vermögen zu einer kon‐
kreten Straftat, mussten im Übrigen vorliegen.

25 Schwarz/Dreher, § 42, S. 125 f.
26 Siehe 8. Strafrechtsänderungsgesetz vom 29. Juni 1968, BGBl. (1968) I, S. 741.
27 Siehe Einführungsgesetz zum Gesetz über Ordnungswidrigkeiten vom 24. Mai

1968, BGBl. (1968) I, S. 503 ff.
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Entwicklung bis zum 30. Juni 2017

Durch das Zweite Gesetz zur Reform des Strafrechts (2. StrRG) vom
4. April 1969,28 das am 1. Januar 1975 in Kraft trat,29 wurde das Recht
zur Vermögensabschöpfung erstmals grundlegend reformiert. Die zen‐
tralen Vorschriften finden sich seitdem in §§ 73 ff. StGB.

Einziehung von Tatprodukten, Tatinstrumenten und Tatobjekten

Die Vorschriften über die Einziehung von Tatprodukten, Tatinstru‐
menten und Tatobjekten (§§ 74 ff. StGB a. F.) blieben durch die Reform
von 1969 im Wesentlichen unverändert.30

Verfall von Taterträgen

Im Gegensatz zur Einziehung wurde das Verfallsrecht (§§ 73 ff. StGB
a. F.) durch die Reform von 1969 gänzlich neugestaltet. Über den Ver‐
fall wurden fortan alle Taterträge, die der Täter oder Teilnehmer für
oder aus einer rechtswidrigen Tat erlangt hat, abgeschöpft (vgl. § 73
Abs. 1 S. 1, Abs. 3 StGB a. F.). Das Verfallsrecht wurde dabei in seiner
Struktur dem Einziehungsrecht nachgebildet. So wurden der Verfall
bei Dritten (vgl. 73 Abs. 3 StGB a. F.) und der Verfall von Wertersatz
(vgl. § 73a, b StGB a. F.) sowie das Ausbleiben einer Anordnung bei
Härtefällen (vgl. § 73c StGB a. F.) geregelt.
Die Anordnung des Verfalls war allerdings ausgeschlossen, wenn dem
Verletzten aus der Tat ein Anspruch erwachsen war (vgl. § 73 Abs. 1
S. 2 StGB a. F.).31 Die rechtliche Existenz des Anspruchs war hierbei
ausreichend.32 Im Ergebnis führte die Regelung zu einem Ausschluss

II.

1.

2.

28 BGBl. (1969) I, S. 717 ff.
29 Siehe Gesetz über das Inkrafttreten des Zweiten Gesetzes zur Reform des Straf‐

rechts vom 30. Juli 1973, BGBl. (1973) I, S. 909.
30 Der Anwendungsbereich der Einziehung wurde jedoch wieder auf alle vorsätzlich

begangenen Straftaten begrenzt, es sei denn, dass besondere Vorschriften die Ein‐
ziehung darüber hinaus zulassen.

31 Hierzu näher BGH, StV 1995, 301; BGH, NStZ 2006, 621; Schönke/Schröder/Eser
(2014), § 73, Rn. 23; Berg, S. 15.

32 BGH, NStZ 1984, 409; Fischer (2017), § 73 Rn. 18; a.A. Achenbach, FS Blau, S. 7,
19 f.; Kiethe/Hohmann, NStZ 2003, 505, 510.
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des Verfalls, wenn Normen mit individualschützendem Charakter ver‐
letzt wurden.33 Der Staat konnte lediglich zur Sicherung der Ansprü‐
che des Verletzten das Vermögen des Täters vorläufig beschlagnahmen
(sog. Rückgewinnungshilfe gemäß § 111b Abs. 5 StPO a. F.) und das
Vermögen abschöpfen, wenn ein Verletzter seine Ansprüche nicht ver‐
folgte (sog. Auffangrechtserwerb gemäß § 111i StPO a. F.).
Wie das für oder aus der Tat Erlangte zu ermitteln war, erfolgte
anfänglich nach dem Nettoprinzip. Demnach war nur der reine Tat‐
gewinn abzuschöpfen. 1992 wurde das Nettoprinzip durch das Brutto‐
prinzip abgelöst.34 Neben dem reinen Tatgewinn sollten entsprechend
dem Rechtsgedanken von § 817 S. 2 BGB auch alle wirtschaftlichen
Werte, die der Täter zu irgendeiner Phase der Tat erlangt hat, abge‐
schöpft werden.35 Zur Bestimmung des Erlangten entwickelte sich zwi‐
schen den Strafsenaten des BGH eine divergierende Rechtsprechung.
Der 1. Strafsenat wendete das Bruttoprinzip konsequent an, sodass
alles für verfallen zu erklären war, was als Vermögenswert zu irgendei‐
nem Zeitpunkt der Tat zugeflossen ist. Etwaige Aufwendungen und
Gegenleistungen zur oder bei Begehung der Tat wurden nicht berück‐
sichtigt.36 Der 3. und 5. Strafsenat ermittelten hingegen zunächst den
Vorteil, der aus der Tat erzielt wurde, und wendeten das Bruttoprinzip
erst in einem zweiten Schritt an, indem Aufwendungen oder Gegen‐
leistungen nicht vom Vorteil abgezogen wurden.37

Selbstständige Anordnung der Einziehung und des Verfalls

Die selbstständige Einziehung blieb auch nach der Reform von 1969
im StGB bestehen. Sie wurde um den selbstständigen Verfall ergänzt
(vgl. § 76a StGB a. F.). Darüber hinaus blieb die Vorschrift im Ver‐
gleich zur Vorgängerregelung in § 41b StGB a. F. inhaltlich unverän‐

3.

33 Fischer (2017), § 73 Rn. 18; Berg, S. 15; LK-StGB/Schmidt (2008), § 73 Rn. 35.
34 Siehe Gesetz zur Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes, des Strafgesetzbuchs

und anderer Gesetze vom 28. Februar 1992, BGBl. (1992) I, S. 372 ff.
35 BGH, NStZ 1994, 123, 124.
36 BGH, Beschluss vom 13. Dezember 2000 – 1 StR 547/00; BGH, NStZ 2011, 83, 85.
37 BGHSt 50, 299, 310; BGHSt 57, 79, 83.
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dert. 1985 wurde lediglich die Verjährung als rechtlicher Hinderungs‐
grund ausdrücklich in § 76a Abs. 2 StGB a. F. aufgenommen.38

Prozessual war das selbstständige Einziehungs- bzw. Verfallsverfahren
in §§ 440, 441 StPO a. F. normiert. Es erfolgte auf Antrag der Staatsan‐
waltschaft oder des Privatklägers (vgl. §§ 440 Abs. 1, 442 Abs. 1 StPO
a. F.) und konnte sowohl als gesondertes, objektives und nicht gegen
eine bestimmte Person gerichtetes Verfahren oder in Fortführung ei‐
nes anhängigen subjektiven Verfahrens durchgeführt werden.39 Die
Auswahl lag im Ermessen der Staatsanwaltschaft.40 Die Entscheidung
über die selbstständige Einziehung erfolgte durch das Gericht des
ersten Rechtszuges, welches im Falle eines Strafverfahrens zuständig
gewesen wäre (vgl. § 441 StPO a. F.).

Erweiterter Verfall

1992 wurde mit dem erweiterten Verfall erstmals ein neues Abschöp‐
fungsinstrument eingeführt (vgl. § 73d StGB a. F.).41 Ein Gericht durfte
demnach jeden Gegenstand für verfallen erklären, bei dem Umstände
die Annahme rechtfertigten, dass dieser für rechtswidrige Taten oder
aus ihnen erlangt worden ist. Feststellungen, aus oder für welche Straf‐
tat ein Gegenstand erlangt wurde, bedurfte es hingegen nicht. Voraus‐
setzung für die Anordnung des erweiterten Verfalls war aber, dass der
Betroffene als Täter oder Teilnehmer wegen einer Straftat verurteilt
wurde, die den erweiterten Verfall durch Verweis auf § 73d StGB StGB
a. F. für anwendbar erklärte. Hierbei handelte es sich um Straftaten, die
vorwiegend durch die organisierte Kriminalität begangen werden. Der
erweiterte Verfall stellte somit eine Vorstufe zur non-conviction-based
confiscation dar. Es konnte zwar deliktisches Vermögen ohne Bezug zu

4.

38 Siehe 21. Strafrechtsänderungsgesetz (21. StrÄndG) vom 13. Juni 1985, BGBl.
(1985) I, S. 965 f.

39 Rönnau, Vermögensabschöpfung, S. 221; BGHSt 7, 356; BGHSt 23, 64, 67; MüKo-
StGB/Joecks/Meißner, § 76a, Rn. 19; Löwe-Rosenberg/Gössel, § 440, Rn. 61 ff.

40 Rönnau, Vermögensabschöpfung, S. 221; LK-StGB/Schmidt (2008), § 76a, Rn. 21;
Löwe-Rosenberg/Gössel, § 440, Rn. 23.

41 Siehe Gesetz zur Bekämpfung des illegalen Rauschgifthandels und anderen Er‐
scheinungsformen der Organisierten Kriminalität vom 15. Juli 1992 BGBl. (1992) I,
S. 1302 ff.

Teil 1: Die Bedeutung der Vermögensabschöpfung und ihre Entwicklung im StGB

12


